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Auch der SRU (1) nimmt in seinem aktu-ellen Gutachten direkten Bezug auf dieStudie seiner Vorgänger: »Der Umwelt-rat«, so beginnt das Vorwort, »hat sich1980 in seiner Pionierarbeit über ‚Um-weltprobleme der Nordsee’ umfassend mitFragen des Meeresumweltschutzes befasst.Inzwischen sind nahezu 25 Jahre vergan-gen, in denen manche Belastungen vonNord- und Ostsee reduziert werden konn-ten, einige Probleme jedoch im Wesentli-chen ungelöst blieben und andere hinzu-gekommen sind. Insgesamt kann keineEntwarnung gegeben werden. Im Gegen-teil. Der noch zunehmende Nutzungs-druck auf Nord- und Ostsee erfordert inwichtigen Politikfeldern einschneidendeKorrekturen.«Man muss das wirklich mehrfachlesen: »manche Belastungen reduziert«,»einige Probleme ungelöst«, »andere hin-zugekommen« – »einschneidende Korrek-turen« seien nötig, formuliert der SRUweiter. Was ist das anderes als eben eineOhrfeige für deutsche und europäischeMeeresumweltpolitik? Allerdings: Wer andieser Stelle nun eine Philippika gegendie bundesdeutschen Umweltministervon Jürgen Trittin über Angela Merkelund Klaus Töpfer bis zum Ersten in die-sem Amte, Walter Wallmann, erwartet,sieht sich getäuscht. Das Gremium bleibtverblüffenderweise sehr zurückhaltend:Seiner eigenen unmissverständlichenMahnung an die Politik folgt eine sehroft allzu ambivalente Anleitung, was zutun ist.Zum einen listen die Sachverständigenauf den 515 Seiten ihres Werkes (2) um-

fangreich und nachvollziehbar auf, wel-che Probleme für die beiden Meere aktuellund in naher Zukunft festzustellen sind.Zum anderen aber verzichten sie fastdurchgehend auf glasklare Forderungenund oft auch auf entschiedene Abgren-zung gegenüber der herrschenden Politik,deren Versäumnisse in der Sache siedurchaus aufzählen. OK, der Umweltrathat keine Befugnis, der Politik mehr oderweniger verbindliche Vorgaben zu ma-

chen. Aber ein paar deutlichere Worte imForderungsteil hätten so manchen Teilder Bestandsaufnahme plastischer wirkenlassen. Statt dessen beschränkt sich derSRU immer wieder auf unverbindlichklingende Mahnungen wie »sollte«, stattden eigenen Analysen ein deutliches»muss« folgen zu lassen.Diese zaudernde Haltung gipfelt gleichim Vorwort in der Formulierung: »Inzahlreichen Fachgesprächen hat der Um-weltrat den Eindruck gewonnen, dass esvielfache Übereinstimmungen zwischenden politischen Strategien der Bundesre-gierung zum Meeresumweltschutz undden hier empfohlenen Handlungskonzep-ten gibt.« Erst harsche Kritik – dannSchulterschluss mit den Kritisierten?Fragt sich denn keiner der Experten,warum die angeblich positive Haltung, dieGrundlage solcher Übereinstimmung ist,nicht längst zu einem anderen, wenigerkritikwürdigen Handeln der Politik ge-führt hat? Es mag ja sein, dass der SRUbeispielsweise im Bundesumweltministe-rium viele offene Ohren gefunden hat –aber daraus der Bundesregierung insge-samt einen Persil-Schein zu basteln, istschon ziemlich krass. Erinnert sei hier –nur beispielhaft – an das übereifrige Enga-gement von Bundeskanzler GerhardSchröder gegen die von der EU geplanteChemikalien-Richtlinie REACH (3).

Das neue Meeresumweltschutz-Gutachten des Sachverständigen-RatsEine schallende Ohrfeige
Von Burkhard Ilschner

Fast 24 Jahre ist es her, dass der »Rat von Sachverständigen fürUmweltfragen«, kurz SRU, sich in einem Sondergutachten mit den»Umweltproblemen der Nordsee« befasste. Die Studie sorgte 1980 für vielAufsehen in Wissenschaft, Medien und Politik und war Auslöser einer Reihebedeutsamer Meeresschutzaktivitäten. Herausragendes Ergebnis waren vierJahre später die erste Internationale Nordseeschutz-Konferenz (INK) allerMeeres-Anrainerstaaten in Bremen – und auf der politischen Gegenseite die»Aktionskonferenz Nordsee« (AKN), damals eine gemeinsame Veranstaltungaller deutschen und vieler nordwesteuropäischen Umwelt-Bürgerinitiativenund Naturschutzorganisationen. Jetzt hat der SRU sich in Sachen maritimenUmweltschutzes erneut zu Wort gemeldet: Sein im Februar veröffentlichtesSondergutachten »Meeresumweltschutz für Nord- und Ostsee« ist alsBestandsaufnahme eine schallende Ohrfeige für bundesdeutsche undeuropäische Umweltpolitik – und damit eine wissenschaftliche Bestätigung für das Engagement von Organisationen wie AKN, BUND oder WWF. Als leider nur sehr systemimmanenter Forderungskatalog ist esaber auch für alle Meeresschutz-Initiativen eine Aufforderung zum kritischenPrüfen – und Handeln.
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Für die Natur- und Umweltschutzinitia-tiven muss gerade dieses Zaudern des SRUAnsporn und Herausforderung sein:Wenn nicht einmal die Sachverständigenauf Grund ihrer eigenen Erkenntnisse zudeutlichen Positionen finden, dann ist esletztlich an uns, diesem Gutachten undseinen Aussagen zum politischen Erfolgzu verhelfen. Man fühlt sich erinnert andie Zeit des ersten Nordsee-Gutachtensund der anschließenden INK: Das Bünd-nis »Aktionskonferenz Nordsee« hatte da-mals unter direktem Bezug auf die SRU-Studie der Ministerkonferenz ein»Zehn-Punkte-Programm« als Forde-rungskatalog präsentiert. Und der endetein der Proklamation: »Die ‚Aktionskonfe-renz Nordsee’ wird die Umweltministerauffordern, dieses Programm zum Maß-stab ihrer Politik zu machen – oder öffent-lich zu erklären, warum sie dazu nichtwillens sind.« Es scheint, als müsste diesjetzt in der einen oder anderen Form wie-derholt werden.Noch eines sei hier vorab festgestellt:Auch der heutige SRU leistet sich eine ty-pische Schwäche, die dem Vorgänger-Gre-mium 1980 ebenfalls schon unterlaufenwar. Die Analysen und Forderungen desSondergutachtens mahnen immer wiederan eine vernetzte Betrachtung zwischenlandseitigen Gegebenheiten und anthro-pogenen Einflüssen einerseits und Folgenin der Meeresumwelt andererseits. Nurleider wird diese vernetzte Sichtweise anentscheidenden Stellen nicht durchgehal-ten. Drei Beispiele:– Zwar wird, wo beispielsweise vonNährstoffen die Rede ist, selbstverständ-lich die Landwirtschaft als eine Hauptur-

sache ausgemacht. Aber letztlich bleibtder Blick verkürzt, eine Ursachenfor-schung in Form einer strukturellen Aus-einandersetzung beispielsweise mit der EUund der WTO oder auch mit der Agro-/Chemie-/Gentech-Lobby findetnicht statt.– Es wird mit Akribie der Einfluss derSchifffahrt auf Nord- und Ostsee be-schrieben, auch werden notwendige Maß-nahmen skizziert, um die Auswirkungenin den Griff zu bekommen. Aber zu einervernetzten Betrachtung hätte hier zwin-gend eine Auseinandersetzung gehört mitden Ursachen einer als meeresökologischungenügend apostrophierten Schifffahrt:Weder die grundlegenden Fragen seeseiti-gen Transports im Zeitalter der so ge-nannten Globalisierung noch die darausvon interessierter Seite entwickelten Ex-trempläne zu Hafenausbau und Flussver-tiefung finden Erwähnung. Und währendsich der SRU ausführlich mit der Giftmüll-verbrennung auf See, den dreckigenTreibstoffen, befasst, wird der ebenfalls alshohes Sicherheitsrisiko einzustufende Um-gang mit den Menschen etwa an Bordvon Billigflaggen-Schiffen nur oberfläch-lich gestreift: Die schönsten Forderungenzum Beispiel nach besserer Ausbildungbleiben Makulatur, wenn nicht die solcheMängel erkennende Wissenschaft den po-litischen Schulterschluss sucht mit denSeeleute-Gewerkschaften.– Wie schon 1980 gehört auch diesmalder Ruf nach integrierten Raumord-nungskonzepten nicht zum Forderungska-talog der Sachverständigen. Die »marineRaumplanung«, von der wiederholt dieRede ist, bleibt in ihrer Konzeption unmit-telbar auf die Meere beschränkt. Wechsel-wirkungen mit landseitigen Entwicklun-gen – Industrieansiedlungen an der Küsteetwa oder die Auswirkungen wachsendenVerkehrs samt seiner Infrastruktur –  sindwieder kein beziehungsweise nur einRandthema.
Im Elfenbeinturm 
Klar: Solche Erörterungen hätten es er-fordert, die unmittelbar maritime Be-trachtungsweise zu verlassen, wären viel-mehr anzulegen als kritische Exkurse inökonomische und soziale Diskussionsgefil-de. Und genau das hat der SRU, obwohlinterdisziplinär besetzt, nicht geleistet. Dasvon der Regierung berufene Gremium be-schränkt sich auf den ihm zugewiesenensystemimmanenten Ansatz, bleibt – umein altes Wort wieder aufleben zu lassen –im Elfenbeinturm stecken. Für Umwelt-verbände und -initiativen indes bedeutetdas eine klare Aufgabenzuweisung: Wir

sind diejenigen, die zuständig, ja, verant-wortlich sind fürs Weiterdenken, für Vi-sionen und Handlungskonzepte über denTag hinaus.Um nicht missverstanden zu werden:Das Nord- und Ostsee-Gutachten des SRUenthält zu viele politisch wertvolle undfachlich weit reichende Erkenntnisse, alsdass hier der Eindruck aufkommen dürfte,es gehe um einen Verriss. Im Gegenteil.Die Herren und die Dame Professoreshaben eine ziemlich umfassende Bestand-saufnahme geliefert – so umfassend, dassselbst ein Überblick über ihre zentralenAussagen eine unangemessene Verkür-zung wäre (oder den Rahmen dieses Hef-tes sprengte). Im Folgenden sollen deshalblediglich einige Aspekte der Studie kom-mentierend aufgegriffen werden – als An-reiz, sich mit dem Gutachten in toto selbstauseinander zusetzen. Dies in der Hoff-nung, mit einer solchen VorgehensweiseStoff genug zu bieten für eine Auseinan-dersetzung mit dem Gutachten – und,wichtiger noch, mit der Politik nach demGutachten (4).
Unter Druck
Als Hauptgefährdungen der Mee-resumwelt macht das SRU-Gutachten aus»die europäische Fischerei, Nährstoff-und Schadstoffeinträge, die Schifffahrtsowie ... vielfältige lokale raumwirksameEingriffe, insbesondere der Rohstoffindu-strie, des Tourismus, des Küstenschutzesund neuerdings der Windenergienut-zung«. Zwar gebe es – wie eingangs er-wähnt – auf einigen Feldern Entlastung,beispielsweise dank landseitigen Immissi-onsschutzes oder »stark verbesserter Ab-wasserreinigung«. Trotzdem stellen dieGutachter fest: »Nord- und Ostsee stehennach wie vor unter erheblichem – teil-weise durchaus auch noch zunehmen-den – Nutzungsdruck.« Es bedürfe des-halb »weiterhin großer Anstrengungenund teilweise auch grundlegender struk-tureller Maßnahmen vor allem gegenü-ber der intensiven Fischerei- und Agrar-wirtschaft«.Zielmarke dieser Forderungen sei es,»zu einer nachhaltigen, dauerhaft um-weltverträglichen Bewirtschaftung vonNord- und Ostsee zu kommen«. Da ist siewieder, die Grundsatzfrage nach der Defi-nition von Nachhaltigkeit: Darf Ziel einessich ökologisch nennenden Handelns die»Bewirtschaftung« sein, die dann – wasimmer das im Einzelnen heißt – »umwelt-verträglich« ausgerichtet wird? Oder mussNachhaltigkeit nicht viel mehr die ökolo-gische und soziale Komponente in denVordergrund rücken, auch wenn dies von
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Fall zu Fall bedeuten kann, dass wirt-schaftliche Interessen eingeschränkt oderunterbunden werden? Die Debatte läuftbekanntlich schon länger, ein Ende istnicht absehbar. Der SRU jedenfalls hatsich mit der hier zitierten Formulierungkeinen Ausrutscher geleistet, die Sachver-ständigen fühlen sich dem Primat derÖkonomie durchgängig verpflichtet, wennauch immer verbunden mit dem Vorsatz,diese »nachhaltig« an die Leine zu legen.Als ob ein angebundener Hund nichtbeißen (und scheißen) könne...Beispiel Fischereipolitik: Nachhaltigkeitbedeutet für den SRU hier, »die kommerzi-ellen Zielfischbestände auf einem biolo-gisch sicheren Niveau zu bewirtschaftenbeziehungsweise dieses Niveau zunächstwiederherzustellen, Beifänge und Rück-würfe deutlich zu vermindern und ...wertvolle benthische Lebensgemeinschaf-ten besser vor schädlichen Fangtechnikenzu schützen«. Die so definierte »Erhaltungder Bestände muss endlich eindeutigenVorrang vor kurzfristigen wirtschaftlichenErwägungen erhalten«. Ein typisch wider-sprüchlicher Ansatz: Obwohl Bewirtschaf-tung zur Zielbestimmung dazu gehört,soll es nicht (nur) um den schnellen Profitgehen. Das muss – mindestens: kann –angesichts der gegebenen Machtverhält-nisse ins Auge gehen: Wenn Schützenund Bewahren dem langfristigen wirt-schaftlichen Erfolg untergeordnet werden,wird Ökologie zum bloßen Vehikel!
Eigentumsrechte?
In diesem Zusammenhang auch nichtuninteressant ist der Ansatz, in der Fi-schereipolitik künftig mit exklusiven, han-delbaren Verfügungsrechten der Fischerzu arbeiten: »Exklusive räumliche Verfü-gungsrechte garantieren einem Fischerbeziehungsweise einer Gruppe von Fi-schern ... analog zum Eigentum vonGrund und Boden die exklusive Verfü-gung über den regionalen Bestand kom-merziell nutzbarer Meerestiere. Individuel-le übertragbare Fangquoten verbriefendem Eigentümer dagegen ein handelbaresRecht an einem vorab spezifizierten, fixenAnteil an einer nach wissenschaftlichenErwägungen festgelegten, zeitlich undräumlich differenzierten Höchstfangmen-ge ... einer oder mehrerer Zielarten.« Das stößt gleich zweifach auf. Zumeinen fragt man sich, mit welchem Rechthier ein sich Umweltrat nennendes Gre-mium fordert, dass natürliche Ressour-cen verbrieftes Eigentum Einzelner wer-den sollen, ja, dürfen. Haben wir nichtan Land und in der Geschichte mit ebendiesem Verständnis von Eigentum die

denkbar schlechtesten Erfahrungen? Istnicht gerade die Frage der Verfügungsge-walt über Ressourcen Ursache vieler Pro-bleme sowohl sozialer als auch ökologi-scher Art?Zum anderen fühlt man sich erinnertan das aktuelle Geschacher um den Han-del mit Emissionszertifikaten in der Kli-mapolitik: Wenn CO2-Ausstoß zur bör-sennotierten Handelsware wird, regeltzwangsläufig der Markt die Reduktionsge-schwindigkeit – und Ökologie verkommt,ganz im Sinne der neoliberalen Definitionvon Nachhaltigkeit, zum Modernisie-rungs-Instrument.Zurück zur Fischerei: Zwar erörtertauch der SRU über mehrere Seiten nebenVorteilen auch Kritikpunkte an solchen(die Ironie sei erlaubt) »Fisch-Aktien«,räumt etwa ein, das Verfahren könne »zueiner höheren Marktkonzentrationführen«. Unterm Strich aber bleibt er beiseiner Empfehlung. Salopp formuliert,könnte man hier bilanzieren: Es wirdhöchste Zeit, dass endlich die Marktwirt-schaft auch den Meeren übergestülptwird, zumal wenn dies noch verkauft wer-den kann als Allzweckwaffe gegen all zu

drastischen Raubbau. Nein, unter »Mee-resumweltschutz«, diese persönliche An-merkung sei gestattet, verstehe ich etwasgrundlegend anderes.Auch in seinen Ausführungen im Ab-schnitt »Gefährliche Stoffe« lässt der Um-weltrat nötige Entschiedenheit leider ver-missen. Wie oben angerissen, gilt: DieBestandsaufnahme ist erschreckend deut-lich, die Schlussfolgerungen lassen zuwünschen übrig, hier kann und muss vonUmweltschützerInnen-Seite dringendnachgekartet werden. So wird festgestellt,dass die Schwermetalleinträge starkzurückgegangen seien, dass vorhandeneKonzentrationen mangels Abbaubarkeitaber immer noch »negative Effekte« be-wirken könnten. Für organische Schad-stoffe wird zum einen die immer nochfehlende umfassende Erforschung von Ri-siken beanstandet, zum anderen festge-stellt, dass auch für längst verbotene Stof-fe noch immer hohe Konzentrationenfestgestellt würden, »die Anwendungeines strengen Vorsorgemaßstabes« sei ge-rechtfertigt.So weit, so gut. Was aber folgt, ist einedreiseitige Auflistung »empfohlener Maß-
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nahmen«, die vom INK-Generationenzielüber die Wasserrahmenrichtlinie bis zurneuen EU-Chemikalienpolitik (REACH)den gesamten administrativen Katalog ab-klappert, den es zur Zeit gibt; und auchvon weiteren, überfälligen Stoffverbotenist durchaus mal die Rede. Aber es fehlendie deutlichen Worte, die beispielsweise(obwohl das Gutachten vom Februar2004 datiert) die Verwässerung desREACH-Entwurfes in 2002 und 2003durch die deutsche Bundesregierung alsInteressenvertretung der hiesigen chemi-schen Industrie geißeln. Ebenso uner-wähnt bleibt die Tatsache, dass seit demINK-Beschluss über die Reduktion desEintrags gefährlicher Stoffe auf das Ni-veau »nahe Null« bereits neun von 25Jahren verstrichen und wir diesem richti-gen Ziel noch keinen nennenswertenSchritt näher gekommen sind. Irgendwiefühlt man sich bei diesem Gutachtenständig erinnert an den ironischenSpruch »Wasch’ mir den Pelz, aber mach’mich nicht nass«.Ein weiteres Zitat mag diese Weichheitin den SRU-Formulierungen, dieses fastschon krampfhafte Bemühen, trotz un-missverständlicher Analysen sich in denEmpfehlungen hyperdiplomatisch zu be-scheiden, verdeutlichen: »Radioaktive Ein-leitungen in die Meeresumwelt solltengänzlich beendet werden«, mahnt der

Umweltrat vorsichtig an und argumen-tiert in bescheidener Zurückhaltung: »Dadie Verklappung radioaktiver Abfälle imMeer nicht mehr erlaubt ist, ist es nachAuffassung des Umweltrates nur konse-quent, auch die Einleitungen radioaktiverAbwässer aus so genannten Wiederaufbe-reitungsanlagen zu verbieten. Die ‚kon-trollierte’ Einbringung ist keineswegs mitgeringeren Auswirkungen auf die Mee-resumwelt verbunden.« Mal ehrlich: Solltedieser Stil sich in der Umweltpolitikdurchsetzen, wäre demnächst der alteSlogan »Atomkraft? – Nein, danke!« (egal,ob mit oder ohne geballte Faust im Son-nen-Logo!) zu ersetzen etwa durch einenKotau wie »Atomkraft? – Es wäre wirklichnett, das nicht zu übertreiben!«...Was das Kapitel »Nährstoffe« angeht,so ist oben bereits eine wesentlicheSchwachstelle angerissen worden. Dieschärfste Analyse der Ist-Situation nütztwenig, wenn sie nicht auch verbundeneInteressen und Wechselwirkungen unter-sucht. So stellt der SRU etwa fest, dassbei Phosphoreinträgen »beträchtlicheVermeidungserfolge« zu verzeichnenseien, weil die 1987 mit Ziel 1995 ver-einbarten Reduktionen »weitestgehenderfüllt« wurden; und das Gremium erin-nert unter anderem an die »sehr kosten-aufwändige Modernisierung industriellerund kommunaler Abwasserbehandlungs-

anlagen und den Verzicht auf Phosphatein Waschmitteln.« Zugleich bemängeltder SRU, das Reduktionsziel für Stickstoffsei »bis heute weit verfehlt worden«. Hierhätte ein bisschen Ursachenforschung zudeutlich mehr Klarheit beitragen können:Zu beantworten gewesen wäre etwa dieFrage, wieso damals die Phosphat-Reduk-tion so gut geklappt hat – da gab es näm-lich mit der besagten »Modernisierung«reichlich Geld zu verdienen, und dieWaschmittelindustrie hat von der Um-stellung auch nicht unbeträchtlich profi-tiert.Diese Antwort aber – am besten nochetwas detaillierter – hätte zugleich deut-lich gemacht, warum beim Stickstoffnoch nichts passiert ist: Hier sind be-kanntlich vor allem die Intensivlandwirt-schaft Verursacher sowie der Verkehr.Und weder Agrar- noch Verkehrswendesind Konzepte, die in die herrschendenVerhältnisse passen, weil nämlich unterden heute existierenden Gegebenheitenblendend zu verdienen ist, auf der einenSeite bei den Agro-/Chemie-/Gentech-Konzernen, auf der anderen Seite in derAutomobilbranche, bei Straßenbauernsowie allen von effektiverer Infrastrukturprofitierenden, weil von Logistik abhängi-gen Branchen. Diese Strukturen zuknacken, dazu hätte ein Umweltrat, dersich einer ökologischen (statt ökonomi-schen) Nachhaltigkeit verpflichtet fühlt,eine gute Portion beitragen können.
Nur Appelle
Statt dessen bleibt es bei Appellen der –sic! – systemimmanenten Art: Da werdenKonkretisierungen von Nitratrichtlinieoder Wasserrahmenrichtlinie angemahnt;es werden Finanzhilfen für Maßnahmenzur Nährstoffreduzierung gefordert –Landwirte ebenso wie für Kommunen(Modernisierung der Abwasserbehand-lung)!es werden die Emissionen der Schiff-fahrt als »in hohem Maße regelungsbe-dürftig« hervorgehoben. Alles gute undrichtige Forderungen, aber weder wirdklar, woher jeweils die Gelder kommensollen (wer kennt nicht das Defizit-Gejam-mer von Bauernverbänden, Gemeindenoder Reedern?), noch sind irgendwo wei-tergehende Ansätze in Richtung einesechten ökologischen (und sozialen) Wan-dels erkennbar. Wo aber »Weniger, Einfa-cher, Langsamer« als Motto nicht ange-sagt ist, verwundert es nicht, dass derMoloch Straßenverkehr weitgehendaußen vor bleibt.Nächster Punkt: Seeschifffahrt. »DieSeeschifffahrt bedarf nach Überzeugungdes Umweltrates einer grundlegenden
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Info-Broschüre über Nordsee und Wattenmeer
Das Landesamt für den Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer hat eine kleineBroschüre herausgegeben, die über »Nordsee und Wattenmeer« informieren soll. DasHeftchen ist nur 30 Seiten stark, enthält aber doch nahezu alle Aspekte, die zu einer »Zu-standsbeschreibung« (so der Untertitel) dazu gehören: Nähr- und Schadstoffe, Anreicherung,Vogeleier, Seehunde, Organozinnverbindungen, Radioakitivität, Ölverschmutzungen undMüll sind die einzeln beschriebenen Symptome des Patienten Nordsee. Die abschließend aufgeführte »Chronik« darüber, was der Nordseeschutz in den vergange-nen Jahren erreicht hat, ist allerdings ebenso oberflächlich wie auch manche der Kapitel.Eingeweihte wären sicher enttäuscht ob der manchmal sehr spärlichen Fakten – für Einsteigerindes mag das Okay sein. Wenn die Broschüre an interessierte Touristen verteilt wird, könnendie zweifellos daraus ein paar erste Informationen ziehen. Nirgends steht – so der bisherigeEindruck – irgend etwas regelrecht Falsches; und dass jede Kurzfassung zwangsläufig zuLücken führen muss, ist klar. Allerdings fällt auf, dass beispielsweise die Einflüsse vonTourismus völlig unerwähnt bleiben. Und auch die aktuellen Planungen für massive Off-shore-Windkraft-Nutzung sind außen vor geblieben. Die Empfehlung der Herausgeber, dassdie Broschüre sich auch »für den Unterricht in höheren Klassenstufen« eigne, solltenLehrerinnen und Lehrer aber tunlichst ignorieren, dafür ist in den 30 Seiten wohl kaumgenug Stoff (ganz abgesehen davon, dass AKN da was viel Besseres anbietet!).»Entstanden«, schreibt das Nationalparkamt in einer Pressemitteilung, »entstanden ist dieSchrift im Rahmen des Sponsor-Projekts der Commerzbank AG, »Praktikum für die Umwelt«.Ingrid Gilly aus Freiburg hat die wissenschaftlichen Daten während ihres Praktikums zusam-mengestellt und für jedermann verständlich aufbereitet.« Das Heft kostet einen Euro und ist in den Nationalpark-Infozentren und im MultimarWattforum erhältlich. Es kann auch bestellt werden: Einzelhefte gegen Einsendung eines mit1,44 Euro frankierten DIN A5-Rückumschlages an den NationalparkService, Schlossgarten 1,25832 Tönning, größere Mengen gegen Rechnung (info@nationalparkservice.de oderTelefon 0 48 61 – 6 16 - 70).



Ökologisierung«, heißt es gleich zu Be-ginn der Gutachten-Zusammenfassung.Und weiter: »Die freie Nutzung der Meereist entsprechend zu relativieren« (5). Lei-der bleibt dieser begrüßenswerte An-spruch in seinem eigentlichen Sinne un-erfüllt. Denn der Umweltrat beschränktsich – ausgehend von der richtigen Ein-schätzung, dass die UN-Schifffahrtsorga-nisation IMO zu schwerfällig ist – aufeinen national oder europäisch umzuset-zenden Katalog von Einzelmaßnahmen.Jede einzelne davon ist richtig und wich-tig: Ob Doppelhüllen-Pflicht oder Hafen-verbote für Einhüllen, ob intensivere Ha-fenstaatkontrollen oder erweiterteLotsenannahmepflichten, ob schärfereMARPOL-Überwachung, Grenzwertset-zung gegen Bunkeröl oder Ausweitungzivil- und strafrechtlicher Sanktionsmög-lichkeiten. Aber bei diesen und ähnlichenForderungen bleibt der Umweltrat ste-hen. Und genau das brauchen die Meerenicht: Ein weiteres Herumkurieren anSymptomen.Auch bei der Frage des Schutzes vonLebensräumen und Arten verharrt derSRU im Rahmen dessen, was heute –unter dem Diktat der Ökonomie – gemein-hin als »politisch machbar« anerkannt ist.Visionen scheinen den Experten fremd.Selbstverständlich werden analog der ak-tuellen Schutzgebietsdiskussionen zügigeAusweisungen beziehungsweise Umset-zungen eingefordert. Aber gerade in letz-terer Hinsicht fühlt sich der Umweltrat

sogleich wieder den Interessen der Wirt-schaft verpflichtet, wenn er beispielsweiseein harmoniertes Zulassungsrecht fürBauvorhaben auf See anmahnt: Wir wis-sen doch, wer unter den herrschendenVerhältnissen die Oberhand behält, wenndie Harmonie von Ökonomie und Ökolo-gie gepredigt wird! Ob Offshore-Anlagen,Marikultur, Tourismus oder sonstige Nut-zungsinteressen: Der Ruf nach Umwelt-verträglichkeitsprüfungen ist so ungefährdas dickste Geschütze, dass der Rat jeweilsaufzufahren weiß.Nach all dem ist es wenig erstaunlich,dass auch das Bemühen um »Strategienfür eine effektive Meeresumweltschutzpo-litik« im Ansatz stecken bleibt. Da ist viel-fältig von klareren Kompetenzen zwi-schen Ländern, Bund und EU die Rede, dawerden Vollzugsdefizite etwa bezüglich derbekannten (und teilweise weit reichen-den) INK-, OSPAR- oder HELCOM-Be-schlüsse beklagt. Dann wiederum wirdMeeresumweltschutz »als multilateraleQuerschnittsaufgabe« definiert, zu derenUmsetzung zunächst einmal seitens derEU »nationale Bewirtschaftungspläne«einzufordern seien. Das gipfelt dann ineinem Konzeptionsvorschlag, der Kennernbeispielsweise der frühen INK (1984,1987, 1990) beileibe nicht fremd ist. Da-mals wurde – unter anderem – gestrittenüber die Alternative »Vorsorgeprinzip«oder »Umweltqualitätsziele«. Der Umwelt-rat lässt diese alten Debatten wieder auf-leben und erstickt sie sogleich, wenn er

schreibt: »In Anbetracht der großen so-zioökonomischen Bedeutung von Nord-und Ostsee kann ein realistisches Vorsor-gekonzept grundsätzlich nicht auf die Eli-minierung jeglicher anthropogener Ein-flüsse zielen. Vielmehr müssen im Sinnedes Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes aus-gewogene Umweltqualitäts-Zielzuständebestimmt werden, die die Erhaltung undgegebenenfalls Wiederherstellung derÖkosysteme mit den anthropogenen Nut-zungsansprüchen möglichst weitgehendvereinen« (6).Wenn das Nachhaltigkeit gemäß SRUsein soll, dann sei dem an dieser Stelleentgegen gehalten eine zeitlose Mahnungzum Thema: »Das ... in Mode gekommeneKonzept des »nachhaltigen Wachstums«wird als vernünftige und gebändigte Variante des Kapitalismus dargestellt. (...)Das Konzept ... ist kein Versprechen füreine bessere Zukunft, sondern die drohen-de Strategie der nachhaltigen Ausbeu-tung« (7).Und den Naturschutzverbänden undUmweltinitiativen bleibt nur eine Hoff-nung: Der Umweltrat mahnt auch eineregelmäßige und umfassende Öffentlich-keitsbeteiligung an, wenn es um die wei-tere Ausgestaltung des Meeresumwelt-schutzes geht. Fakten genug liegen vor,nicht zuletzt dank der Bestandsaufnahmedes Umweltrates. Auf denn: Mischen wiruns ein!�
Anmerkungen:
1. Der von der jeweiligen Bundesregierung

berufene »Rat von Sachverständigen für
Umweltfragen« (SRU) setzt sich aktuell
zusammen aus Prof. Dr. iur. Hans-Joachim Koch,
Hamburg (Vorsitzender); Prof. Dr.-Ing. Max
Dohmann, Aachen; Prof. Dr. med. Thomas
Eikmann, Gießen; Prof. Dr. rer. hort. Christina
von Haaren, Hannover; Prof. Dr. phil. Martin
Jänicke, Berlin; Prof. Dr. rer. pol. Peter Michaelis,
Augsburg; Prof. Dr. phil. Konrad Ott, Greifswald.

2. Diese Angabe bezieht sich auf die im Internet
auf der SRU-Homepage kostenlos verfügbare
Langfassung des Gutachtens: http://www.um-
weltrat.de/02gutach/downlo02/sonderg/SG_M
eer_2004_lf.pdf.

3. siehe unter anderem WATERKANT-Ausgaben
2/2002, S. 32, und 4/2003, S. 16 f.

4. WATERKANT steht für vertiefende und
ergänzende Beiträge ebenso zur Verfügung wie
für Debatten.

5. Quelle 2, Seite 16, Punkt 19, Satz 1 und 4.
6. Quelle 2, Seite 25, Punkt 31, Satz 3-4.
7. Gemeinsamer Protest gegen das Weltwirt-

schaftsforum Davos, Januar 2003, und die
NATO-Sicherheitskonferenz München, Februar
2003.
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